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21. 
Gesetz 

über eine Änderung des Wohnbauförderungsgesetzes 

 
 
 Der Landtag hat beschlossen: 

 
Artikel I 

 
 Das Wohnbauförderungsgesetz, LGBl.Nr. 31/1989, in der Fassung LGBl.Nr. 7/1992, wird wie folgt ge-
ändert: 

 
1. Im § 3 Abs. 2 lit. a hat es statt "die österreichische Staatsbürger oder in bezug auf die Wohnbauförderung 

gleichzustellende Personen sind" zu lauten "die die österreichische Staatsbürgerschaft besitzen oder die auf-
grund des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum in Österreich eine Erwerbstätigkeit ausüben 
oder danach in Österreich verbleiben". 

 
2. Der § 4 Abs. 2 lit. c hat zu lauten: 

"c) sie seit mindestens drei Jahren ihren ständigen Wohnsitz und Mittelpunkt ihrer Lebensinteressen in Vorarl-
berg haben sowie in Österreich unbeschränkt steuerpflichtig sind." 

 
 

3. Im § 10 Abs. 2 hat es statt "in bezug auf die Wohnbauförderung gleichzustellende Personen sind" zu lau-
ten "sie aufgrund des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum in Österreich eine Erwerbstätig-
keit ausüben oder danach in Österreich verbleiben". 

 
4. Der § 14 hat zu lauten: 

 
"§ 14 

Förderungswerber 
 

 Wird der Eigentümer oder Mieter von gefördertem Wohnraum durch den Wohnungsaufwand unzumutbar 
belastet, hat ihm das Land Wohnbeihilfe zu gewähren, sofern er seit mindestens drei Jahren seinen ständigen 
Wohnsitz und Mittelpunkt seines Lebensinteresses in Vorarlberg hat sowie in Österreich unbeschränkt steuer-
pflichtig ist und die österreichische Staatsbürgerschaft besitzt oder aufgrund des Abkommens über den Euro-
päischen Wirtschaftsraum in Österreich eine Erwerbstätigkeit ausübt oder danach in Österreich verbleibt." 

 
 

Artikel II 
 

 Dieses Gesetz tritt in demselben Zeitpunkt in Kraft wie das Abkommen über den Europäischen Wirt-
schaftsraum. Die Landesregierung hat den Tag des Inkrafttretens dieser Bestimmungen im Landesgesetzblatt 
kundzumachen. 

 
 
  Der Landtagspräsident:      Der Landeshauptmann: 

      B e r t r a m  J ä g e r   D r.  M a r t i n  P u r t s c h e r 


